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Einleitung  

In Österreich werden von staatlicher Seite 
keine offiziellen Zahlen zu geschlechts-
spezifischer Gewalt und Tötungsdelikten 
veröffentlicht. Der Bundesverband der 
Gewaltschutzzentren und Interventionsstellen 
Österreichs erfasst die Zahl der jährlichen 
Tötungsdelikte im sozialen Nahraum anhand der 
Analyse von Medienberichten. 

Im Jahr 2016 kam es in Österreich zu 19 Tötungsdelikten im 
sozialen Nahraum: 14 Frauen, drei Männer und sechs Kinder 
wurden von 16 Männern und drei Frauen getötet. Elf Frauen 
wurden in aufrechter Beziehung von ihren Partnern getötet, 
eine während oder nach der Trennung. Eine Frau wurde von 
einem Bekannten und drei Kinder wurden von ihren Vätern 
ermordet. Eine Frau tötete ihre drei Kinder, ihren Bruder und 
ihre Mutter. 

Der Kriminalitätsbericht 2016 des Bundesministeriums für 
Inneres verzeichnet insgesamt 46 Tötungsdelikte. Das heißt 
39 Prozent aller vorsätzlichen Tötungsdelikte sind im sozi-
alen Umfeld verübt worden. Opfer waren dabei vorwiegend 
Frauen und Täter vorwiegend Männer.7  
Im folgenden Artikel werden kurz die Entstehung und der 
Kontext des Begriffes Femizid beleuchtet. Der Hauptteil wid-
met sich den verschiedenen Aspekten der Prävention von 
Morden an Frauen, wobei sowohl aktuelle Beispiele von Pro-
jekten in Österreich genannt werden, als auch auf die rele-
vanten Artikel der Istanbul-Konvention verwiesen wird.

Was ist Femizid?  

Femizid ist die Tötung von Menschen aufgrund ihrer Zuge-
hörigkeit zum weiblichen Geschlecht. Geprägt wurde der 
Begriff von Diana Russell auf dem ersten internationalen 
Tribunal zu Gewalt gegen Frauen in Brüssel 1976. Analog 
zum englischen „homicide“ (Tötung eines Menschen) sollte 
in Anlehnung an das lateinische „femina“ (Frau) und „caede-

re“ (töten) mit „Femizid“ die spezifische Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen benannt werden. Ziel war es, in Abgrenzung zu 
„homicide“ ein theoretisches Konzept zu entwickeln, anhand 
dessen die Tötung von Frauen als Konsequenz patriarchaler 
Verhältnisse sichtbar gemacht und den Fragen von Ungleich-
heit, Unterdrückung und der systematischen Gewalt gegen 
Frauen Rechnung getragen wird. Femizid wurde definiert als 
das misogyne Töten von Frauen durch Männer, deren Antrieb 
Hass, Verachtung, Vergnügen oder Besitzdenken sein kann 
(vgl. Radford/Russell 1992).

Die verschiedenen Formen von Gewalt gegen Frauen sind keine 
individuellen Akte, sondern Teil patriarchaler Strukturen. In der 
Differenzierung zwischen Mann und Frau wurde ein binäres Ge-
schlechtersystem geschaffen, welches die beiden Geschlech-
ter mit Charaktereigenschaften und Fähigkeiten ausstattet, die 
die/der andere nicht besitzen würde. Diese Oppositionsbildung 
verweist aber auf einen hierarchischen Charakter, da männ-
lich konnotierte Attribute und Verhaltensweisen sozial höher 
angesehen werden als weibliche. Männer werden als rational, 
stark, aggressiv und aktiv gedacht und generell mit mehr Kom-
petenzen ausgestattet als Frauen, die dagegen als emotional, 
schwach und passiv gelten (vgl. Ridgeway/Correll 2004: 513). 

Diese Rollenzuschreibungen sind nicht nur kulturell verankert, 
sondern auch in Institutionen eingeschrieben. Eng damit ver-
knüpft ist die Frage von Macht(-ungleichheit) und Gewalt. Zu 
Femiziden kommt es insbesondere dann, wenn patriarchale 
Gesellschaften von männlicher Dominanz und weiblicher Un-
terdrückung geprägt sind (vgl. Radford 1992: 3). Die Erklärung 
der UN-Generalversammlung über die Beseitigung der Gewalt 
gegen Frauen (1993) beschreibt Gewalt gegen Frauen als die 
„Ausdrucksform der historisch gesehen ungleichen Machtver-
hältnisse zwischen Männern und Frauen, die zur Beherrschung 
und Diskriminierung der Frauen durch die Männer geführt und 
den Frauen volle Chancengerechtigkeit vorenthalten haben, 
und dass die Anwendung von Gewalt gegen Frauen einer der 
maßgeblichen sozialen Mechanismen ist, durch den Frauen 
gezwungen werden, sich dem Mann unterzuordnen.“8 Dabei 
können neben Geschlecht auch andere Zugehörigkeiten bzw. 
Identitätskategorien (Ethnie, Sexualität, Klasse, Religion usw.) 
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aus: Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie (2017): Tätigkeitsbericht 2016, 16-20.
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einen Einfluss auf die Lebensrealitäten von Frauen haben. In 
der wissenschaftlichen Auseinandersetzung um Femizid wird 
daher zwischen verschiedenen Formen von Frauenmorden 
unterschieden: rassistischer Frauenmord (schwarze Frau wird 
von einem weißen Mann getötet), homophober Frauenmord 
(lesbische Frau oder Transgender-Personen werden ermor-
det), Femizid im sozialen Nahraum, Femizid durch eine unbe-
kannte Person usw. (vgl. Radford 1992: 7).

Verhinderung von Femizid

Wie können wir Femizide verhindern? Es bedarf einer grund-
legenden Veränderung unseres gesellschaftlichen Verständ-
nisses, was Frauen und Männer ausmachen würde. Das ge-
sellschaftliche Machtungleichgewicht zwischen Männern und 
Frauen, die Benachteiligungen und Diskriminierung von Frau-
en und die Überhöhung von Männlichkeit stellen das größte 
Hindernis zur Überwindung von Gewalt gegen Frauen und zur 
Herstellung von Geschlechtergleichheit dar. Hier muss mit ge-
sellschaftspolitischen Lösungen angesetzt werden.

„Die Prävention von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt erfordert eine tiefgreifende Veränderung des Ver-
haltens der Allgemeinbevölkerung. Dabei müssen Ge-
schlechterstereotype überwunden und eine Sensibilisie-
rung der Bevölkerung gefördert werden.“ 

(Istanbul-Konvention, Kapitel 3 – Prävention 83)

Österreich hat sich mit der Ratifizierung der Istanbul-Kon-
vention 2013 (Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt) zu deren Umsetzung verpflichtet. Femizid wird in 
der Konvention zwar nicht explizit angesprochen, doch ist die  
Verhinderung der Tötung von Frauen und ihren Kindern ein zen-
trales Ziel des Übereinkommens und im Verbot jeder Form von  
physischer Gewalt (Artikel 35) sowie im Grundsatz, dass 
jede Frau das Recht hat, frei von Gewalt zu leben (Artikel 4), 
umfasst. Gewaltschutz- und Frauenrechtsorganisationen ha-

ben einen Schattenbericht über die Umsetzung der Istanbul- 
Konvention in Österreich erstellt und darin ausführliche  
Reformvorschläge formuliert, an denen sich der folgende Text 
orientieren möchte (siehe Kapitel 05).

Bewusstseinsbildung 

Im Artikel 13 – „Bewusstseinsbildung“ des Schattenberichts 
wird darauf verwiesen, dass in Österreich umfassende Kam-
pagnen mit Informationsmaterialien, Medienarbeit, Workshops 
und Trainings etc. notwendig sind, um auf das Thema Gewalt 
gegen Frauen aufmerksam zu machen sowie die Gesellschaft 
für stereotype Geschlechterzuschreibungen und strukturelle  
Geschlechterungleichheiten zu sensibilisieren. Eine Maß-
nahme zur Bewusstseinsbildung ist dabei Bildung. Wie im 
Artikel 14 Bildung erläutert, sollte gezielt mit Kindern und 
jungen Menschen zum Thema Gewalt gegen Frauen und  
Geschlechterstereotype gearbeitet werden. Dies könnte 
zu konkreten Verhaltensänderungen und zur Überwindung 
stereotyper Rollenzuschreibungen führen. Darüber hinaus 
braucht es entsprechende Aus- und Fortbildungen jener  
Berufsgruppen, die mit Betroffenen von Gewalt befasst sind, 
wie etwa Polizei, Justiz, Gesundheitseinrichtungen etc. 

Medien

Einen weiteren Beitrag zu einer nachhaltigen geschlech-
tersensiblen Bewusstseinsbildung leisten Medien. Medien 
spiegeln gesellschaftliche Ereignisse wider, bilden Sicht-
weisen und beeinflussen damit auch das Denken von Men-
schen. Leider berichten österreichische Medien bei Fällen 
von schwerer Gewalt gegen Frauen häufig weder sensibel, 
noch wird die Privatsphäre des Opfers gewahrt. Vielmehr 
kommt es zu einer Identifikation mit der männlichen Per-
spektive, die in den Fokus der Berichterstattung gerät. Die 
Aussagen des Täters werden oftmals unhinterfragt wieder-
gegeben: „Als Motiv für die Tat gab der Beschuldigte an, dass 
es bereits seit mehreren Monaten zu intensiven Streitigkei-
ten mit teilweise auch körperlichen Attacken und Freiheits-
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entziehungen gegen ihn gekommen sei. Der Beschuldigte 
habe angegeben, seine Lebensgefährtin hätte ihn in der 
Wohnung eingesperrt, so Polizeisprecher Patrick Maierhofer 
am Sonntag.“9 Es kommt zu einer Täter-Opfer-Umkehr, die 
den Täter zum Opfer macht und die Schuld für eine Straftat 
beim Opfer sucht. Zudem werden schwere Gewalttaten mit 
den Bezeichnungen „Familientragöde“, „Eifersuchtsdrama“, 
„Ehrenmord“ oder „Inzestfall“ verharmlost. Damit wird der 
Täter darin unterstützt, seine Tat zu banalisieren und dem 
Opfer die Verantwortung dafür zu geben. Die Perspektive 
des Täters steht folglich im Mittelpunkt, die Betroffenen 
verschwinden komplett aus dem Blickfeld. 

Im Rahmen der Kampagne „GewaltFREI LEBEN“10 hat der 
Verein Autonome Österreichische Frauenhäuser (AÖF) ge-
meinsam mit Fachleuten eine Publikation über verantwor-
tungsvolle Berichterstattung erstellt.11 Darin finden sich 
unter anderem folgende Empfehlungen (S. 24):

 ► Differenziertes Bild: Vermitteln Sie ein umfassen-
des und differenziertes Bild von häuslicher Gewalt 
an Frauen als gesellschaftliches (nicht individuelles) 
Problem und zeigen Sie Ausmaß und Bandbreite von 
geschlechtsbasierter Gewalt auf. 

 ► Hintergründe: Behandeln Sie gesellschaftliche Hinter-
gründe von Männergewalt wie traditionelle Männlich-
keitsbilder und die historisch gewachsene Ungleich-
stellung von Männern und Frauen, die bis heute den 
Boden für Gewalt bietet. 

 ► Vorurteile nicht verstärken: Reduzieren Sie Gewalt in 
Familien mit Migrationshintergrund nicht auf kulturelle 
oder ethnische Faktoren, sondern thematisieren Sie 
strukturelle Hintergründe durch ungleiche Geschlech-
terverhältnisse und spezifische Belastungen durch 
Mehrfachdiskriminierung.12 

Gefährlichkeitseinschätzung und  
multi-institutionelle Kooperationen

In der Arbeit mit Frauen, die von schwerer Gewalt betroffen 
sind, sind die systematische Einschätzung der Gefährlichkeit 
einer Situation und die daran anschließende Sicherheitspla-
nung zentrale Methoden, um weitere Gewalt und auch Morde 
zu verhindern. Morde passieren sehr selten überraschend. 

Meist gibt es Anzeichen, die es zu beachten gibt (vgl. Logar 
2014). Die Istanbul-Konvention sieht im Artikel 51 bei der Ge-
fährdungseinschätzung von Betroffenen von Gewalt multi- 
institutionelle Zusammenarbeit vor:

Artikel 51 – Gefährdungsanalyse und Gefahren- 
management 

1 Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen 
gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass eine Analyse der Gefahr für Leib 
und Leben und der Schwere der Situation sowie der 
Gefahr von wiederholter Gewalt von allen einschlä-
gigen Behörden vorgenommen wird, um die Gefahr 
unter Kontrolle zu bringen und erforderlichenfalls für 
koordinierte Sicherheit und Unterstützung zu sorgen. 

2 Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen 
gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass bei der in Absatz 1 genannten 
Analyse in allen Abschnitten der Ermittlungen und 
der Anwendung von Schutzmaßnahmen gebührend 
berücksichtigt wird, ob der Täter beziehungsweise die 
Täterin einer in den Geltungsbereich dieses Überein-
kommens fallenden Gewalttat Feuerwaffen besitzt 
oder Zugang zu ihnen hat.

In der Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in der Fami-
lie erstellen die BeraterInnen gemeinsam mit den KlientInnen 
eine Gefährlichkeitseinschätzung. Diese erfolgt nach dem Dan-
ger Assessment Instrument (DA)13 von Jacquelyn C. Campbell.

Dieses Instrument wurde entwickelt, um besonders gefährli-
che Täter zu identifizieren bzw. um die Gefahr für Frauen, von 
einem Partner getötet zu werden, einschätzen zu können. Es 
handelt sich dabei um eines der ältesten Instrumente zum 
Erkennen von Faktoren einer möglichen Tötungsgefahr und 
wurde mehrfach in Studien wissenschaftlich getestet und eva-
luiert (vgl. Snider/Webster/O’Sullivan/Campbell 2009). Die 
konsequente Anwendung des DA-Instrumentes ermöglicht es, 
Gefahrenlagen systematischer zu erkennen und die Gefahre-
neinschätzung nicht dem Zufall zu überlassen. Es besteht aus 
einem Kalender über Gewalterfahrungen im letzten Jahr und 
einer Reihe von Fragen, die den Betroffenen gestellt werden, 
um die Schwere und Frequenz der Gewalt zu erfassen. Liegen 
viele Gefährlichkeitsfaktoren vor, besteht Grund zur Annah-
me, dass die Gefahr von weiterer Gewalt oder einer Eskalati-

 9. http://wien.orf.at/news/stories/2802068/, Zugriff am 17.05.2017.
 10. Mehr Informationen zur Kampagne finden sich unter: http://www.gewaltfreileben.at. 
 11. Die Publikation „Verantwortungsvolle Berichterstattung für ein gewaltfreies Leben“ steht hier zum Download zur Verfügung: 
  http://www.gewaltfreileben.at/images/Bilder/PDFs/Interaktives_PDF_final_gewaltfrei_Verantwortungsvolle_Berichterstattung_A4_WEB.pdf.
 12. Die Kurzversion der Publikation „Verantwortungsvolle Berichterstattung für ein gewaltfreies Leben“ steht hier zum Download zur Verfügung:   
  http://www.gewaltfreileben.at/images/Bilder/PDFs/Folder_WEB_gewaltfrei_Verantwortungsvolle_Berichterstattung.pdf.
 13. Auf der Website https://www.dangerassessment.org finden Sie einen Überblick über das DA-Instrument.
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on hoch ist. Eine systematische Gefährlichkeitseinschätzung, 
die auf den bestehenden Informationen aufbaut, diese ergänzt 
und immer wieder überprüft, um entsprechende Präventions-
maßnahmen zu ergreifen, entspricht einem aktiven Sicher-
heitsmanagement (vgl. Logar 2014). Ein gutes Instrument zur 
Erfassung der Gefährlichkeitsfaktoren ist die im EU-Projekt 
PROTECT II erstellte Checkliste (siehe Anhang).

Eine weitere Methode zur Verhinderung von schweren Gewalt-
taten stellen multi-institutionelle Kooperationen dar. 2011 
wurde das MARAC-Bündnis Wien zur Prävention von schwerer 
und wiederholter Gewalt an Frauen und Gewalt in der Familie 
gegründet. MARAC steht für „multi-agency risk assessment 
conferences“ und meint multi-institutionelle Fallkonferenzen 
zum Schutz von Opfern in Hochrisikosituationen. Mitglieder 
des Bündnisses sind die Polizei Wien, das Amt für Jugend und 
Familie, die Justiz, Fraueneinrichtungen, MigrantInneneinrich-
tungen, Organisationen, die mit den Gefährdern arbeiten, usw. 
Die fallbezogene Kooperation erfolgt in zwei MARAC-Teams, 
in denen elf der 23 Bezirke Wiens vertreten sind (siehe Kapitel 07). 
Wie im Schattenbericht Artikel 51 ausgeführt, erhalten multi- 
institutionelle Kooperationen nach wie vor keine eigene Förde-
rung, sodass weder Evaluierungen noch Schulungsmöglich-
keiten finanziert werden. Zentral wäre auch die Ausweitung 
multi-institutioneller Fallkonferenzen auf ganz Österreich. 
Darüber hinaus sind bei einigen Einrichtungen professionelle 
Gefährlichkeitseinschätzungen immer noch nicht Standard.

„Due diligence“ – die Verpflichtung des  
Staates, Opfer aktiv vor Gewalt zu schützen 

Betroffene von wiederholter Gewalt und Morddrohungen müs-
sen effektiv geschützt werden. Das in der Istanbul-Konvention 
verankerte „Due-diligence-Prinzip“ (Artikel 5) bedeutet, dass 
Staaten eine Sorgfaltspflicht zum Schutz von Opfern vor Ge-
walt haben. Diese beinhaltet die Verpflichtung, gefährdete Per-
sonen aktiv vor Gewalt zu schützen, insbesondere wenn diese 
in Gefahr sind, wiederholt Gewalt zu erleiden, und Faktoren auf 
eine akute oder extreme Gefährdung hinweisen, wie z. B. Mord-
drohungen. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) in Straßburg hat in mehreren Urteilen zu Gewalt an 
Frauen und häuslicher Gewalt auf diese Verpflichtung des akti-
ven Schutzes hingewiesen (für eine ausführliche Darstellung 
der Tätigkeit des EGMR siehe Kapitel 06). 

Das Frauenrechtskomitee der Vereinten Nationen (CEDAW- 
Komitee) hat sich in zwei österreichischen Fällen mit der 
Sorgfaltspflicht des Staates befasst (United Nation CEDAW 
2007a und b). Bei beiden Fällen wurden Frauen von ihren Ehe-
männern ermordet. In beiden Entscheidungen wurde festge-
stellt, dass Österreich angesichts der mehrfachen Misshand-
lungen und Drohungen, die gegen die betroffenen Frauen 
vorlagen und den Behörden bekannt waren, es verabsäumt 
hat, das Leben der beiden Frauen mit angemessener Sorg-
falt zu schützen. Das CEDAW-Komitee anerkannte in seiner 
Entscheidung, dass Österreich ein umfassendes Modell des 

Schutzes bei häuslicher Gewalt eingeführt hat. Gesetzliche 
Maßnahmen reichen allein aber nicht aus, jedes Opfer müsse 
auch auf die praktische Realisierung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten vertrauen können.

Als Konsequenz der beiden Entscheidungen formulierte 
das CEDAW-Komitee Empfehlungen, die von Österreich 
umzusetzen sind. Diese umfassen unter anderem: 

 ► die verstärkte Umsetzung und Überwachung der Ge-
waltschutzgesetze, 

 ► das Agieren mit angemessener Sorgfalt, um Gewalt an 
Frauen zu verhindern, 

 ► Sanktionen für unterbliebenen Schutz, 

 ► strenge und umgehende strafrechtliche Verfolgung 
von Tätern im Bereich häuslicher Gewalt, 

 ► Ausschöpfung von straf- und zivilrechtlichen Mög-
lichkeiten zum Schutz von Opfern bei gefährlichen 
Drohungen, 
 

 ► bessere Koordination zwischen Exekutive und Justiz, 
 

 ► routinemäßige Kooperation mit NGOs im Bereich 
Opferschutz, 
 

 ► Intensivierung der Schulung in den Bereichen Justiz 
und Polizei (ebenda Abs. 12.3; vgl. Wiener  
Interventionsstelle 2015).

Daten zu Gewalt gegen Frauen und Femicide 
Watch

Zentral für die Verhinderung von schwerer Gewalt an Frauen 
und häuslicher Gewalt sind Daten, anhand derer wir in der Lage 
sind, das Problem zu verstehen und evaluieren zu können, ob 
unsere Schutz-, Präventions- und Hilfsmaßnahmen greifen und 
wirksam sind. Die Istanbul-Konvention verpflichtet in Artikel 11 
die Vertragsstaaten dazu, regelmäßig Daten zu erheben und 
den Minimalstandards für statistische Erfassungen zu entspre-
chen. Leider erfüllt Österreich diese Kriterien nicht (vgl. Schat-
tenbericht 2016 Artikel 11, S. 26f.). Im Sinne der Anforderungen 
der Istanbul-Konvention sollten hier die Minimalanforderungen 
erfüllt werden: Geschlecht und Alter von Opfer und Täter sowie 
das Beziehungsverhältnis zwischen Opfer und Täter, um eine 
Aussage über den Kontext der Gewalt treffen zu können. 

Dubravka Šimonovic, die aktuelle UN-Sonderberichterstat-
terin zu Gewalt gegen Frauen, unterstützt in diesem Zusam-
menhang die Etablierung sogenannter Femicide Watches auf 
nationaler Ebene. Die systematische Sammlung und Doku-
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 14. http://www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/71/398&Submit=Search&Lang=E, Zugriff am 17.05.2017.

mentation von Daten durch interdisziplinäre ExpertInnen sei 
zentral, um Aussagen über das Opfer und den Täter machen 
zu können, die Ursachen der Gewalt zu verstehen und Gewalt 
gegen Frauen zu verhindern. Verschiedene Stakeholder, wie 
Staaten, Menschenrechtsorganisationen, Opferschutz-, Frau-
en- und MigrantInneneinrichtungen, und WissenschaftlerIn-
nen sollten hierzu gemeinsam arbeiten, Empfehlungen sowie 
Good-Practice-Beispiele entwickeln und dabei auch die Recht-
sprechung internationaler und nationaler Gerichte zum Thema 
Gewalt gegen Frauen berücksichtigen.14

Schlussbemerkungen

Zur Überwindung von Gewalt gegen Frauen bedarf es gesell-
schaftspolitischer Strategien, die auf unterschiedlichen Ebe-
nen ansetzen:

 ► geschlechtersensible Bewusstseinsbildung und Bildung 
 ► Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern
 ► verantwortungsvolle Berichterstattung
 ► Stärkung von Opferrechten 
 ► effektive Maßnahmen zur Prävention, die die Bedürfnisse 
und Rechte des Opfers in den Mittelpunkt stellen

 ► Daten zu Gewalt gegen Frauen

Zu all diesen Themen bietet die Istanbul-Konvention einen 
rechtlich bindenden Rahmen, der Österreich verpflichtet, ver-
stärkt gegen Gewalt an Frauen und häusliche Gewalt vorzuge-
hen und Geschlechtergleichheit zu forcieren. 
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